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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. November 1964 

6 — 68070 — 6202/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verodnung des Rats betreffend die Gewährung einer 
Erstattung bei der Erzeugung für bestimmte Sorten Grob- 
und Feingrieß von Mais, die in der Brauerei-Industrie Ver- 
wendung finden. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 18. November 1964 dem Herrn 
Präsidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat wird voraus- 
sichtlich am 30. Noveniber/1. Dezember 1964 erfolgen. 

Dem Kommissionsvorschlag lag eine schriftliche Begründung 
nicht bei. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
betreffend die Gewährung einer Erstattung bei der Erzeugung 
für bestimmte Sorten Grob- und Feingrieß von Mais, die in der 
Brauerei-Industrie Verwendung finden 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide ^), insbesondere auf 
Artikel 24, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Anwendung der auf Grund der Verordnung 
Nr. 19 eingeführten Abschöpfungsregelung hat den 
Grob- und Feingrieß von Mais verteuert und infolge 
des Wettbewerbs der Erzeugnisse, die für gleiche 
Zwecke verwendet werden können, zu Schwierig- 
keiten bei ihrer Verwendung in der Brauerei-Indu- 
strie geführt. Die Gewährung eines Erstattungs- 
betrags ist ein geeignetes Mittel, um dieser Lage zu 
begegnen und sollte daher aufgrund einer entspre- 
chenden Ausnahmeregelung zur Verordnung Nr. 19 
genehmigt werden. 

Mit Rücksicht auf die Art dieser Maßnahme kann 
sie nur vorübergehende Gültigkeit haben, und es 
sollte daher die spätere schrittweise Herabsetzung 
der gegebenenfalls genehmigten Erstattungen in 
Aussicht genommen werden — 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 933/62 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Bis zum Ende der Übergangszeit können die 
Mitgliedstaaten für die von der Brauerei-Industrie 
verwendeten Grob- und Feingrießsorten aus Mais 
einen Erstattungsbetrag gewähren unter der Vor- 
aussetzung, daß hinsichtlich des Ursprungs des Er- 
zeugnisses keine Diskriminierung eintritt. 

(2) Diese Erstattung beträgt bis zum 30. September 
1965 höchstens fünf Siebentel der bei Einfuhr von 
182 kg Mais aus dritten Ländern während des ersten 
Jahres der Anwendung der Abschöpfungsregelung 
erhobenen durchschnittlichen Abschöpfungsbeträge. 

Diese Erstattung kann jedoch nicht den Abschöp- 
fungsbetrag übersteigen, der in dem betreffenden 
Monat auf die Einfuhr von 100 kg Grob- und Fein- 
grieß von Mais aus dritten Ländern erhoben wird. 

(3) Für jedes folgende Jahr — ab 1. Oktober bis 
30. September — • wird dieser Höchstbetrag um ein 
Fünftel seines ursprünglichen Wertes herabgesetzt. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission am 
Ende eines jeden Erntejahres die Mengen derjenigen 
Erzeugnisse mit, für welche die Vorteile des oben- 
genannten Artikels gewährt wurden; ferner geben 
sie den Gesamtbetrag der gewährten Zuschüsse be- 
kannt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 

Für den Rat 
Der Präsident 
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